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Anschlußrevisionsklägerino
.

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündli—

che Verhandlung am 250 November 1966 durch

Senatspräsident Prof° Dr„ B o g s
‘ — Vorsitzender

‚
Bundesrichter Dr„ L a n g k e i t und
Bundesrichter Drn K r e b s ,
Bundessozialrichter E h r h a r d t und

(D
s

Bundessozialrichter Dr° L4e d r e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes“

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 220 April 1964

aufgehobeno

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Detmold vom 40 April 4965 wird zurückgewiescno

Die Anschlußrevision der Beigeladenen wird zurückge—

wieseno
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Die Beklagte und die Beigeladene haben dem Kläger die Kosten

des Berufungs— und Revisionsverfahren zu erstatten„

__—__—_______

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger die Arbeitneh—

meranteile zur Angestelltenversicherung (AV) für die Zeit vom
10 März 4957 bis August 1959 nachentrichten muß}?

Der Kläger, Mitglied der beklagten Ersatzkasse, stand als kauf—

männischer Angestellter bis Oktober 4960 in einem Beschäfti—

5ungsverhälthiso Er bezieht seit 4956 Versorgungsrente und
seit 10 Januar 4957 Versichertenrente von der beigeladenen Ben—

desvereicherungsansta t für Angestellte (BfA)o Nachdem die
Beigeladene der Beklagten im Juni und Juli_■957 den Bezug der

Rente mitgeteilt hatte, überwies die Beklagte dem Kläger am
25„ Juli 1957 die Arbeitnehmeranteile zur AV für die Zeit von
Januar bis Mai 4957 zurück; als Begründung für die Rückzahlung

ist angegeben, der Kläger sei seit 10 Januar 4957 beschäftig—

ter Rentnera

Im Herbst 4959 stellte die Beklagte bei einer Überprüfung der

Beitragskonten fest, daß der Kläger keine Arbeitnehmeranteile

zur AV mehr entrichtet hatte (es waren lediglich die Arbeit—

geberanteile unmittelbar vom Arbeitgeber gezahlt werden)„ Da—

raufhin verlangte sie vom Kläger gemäß @ 520 der Reichsversiche—

rungsordnung (RVG) die Zahlung der Arbeitnehmeranteile für die

Zeit vom 1„ März 1957 bis August 1959 in Höhe von 714‚&1 DMO

Nachdem sie zunächst durch einen Mitarbeiter dem Kläger gegen—
über mündlich die Forderung geltend gemacht hatte, legte sie

die Forderung im einzelnen in ihrem Schreiben vom 260 Oktober

1959 dar; dabei wies sie auf die Verjährungsvorschriften hin

und bat um Zahlungsvorschlägeo Der Kläger weigerte sich jedoch

wiederholt, eine Zahlung zu leisten und bat um einen wider—

spru0hsfähigen Bescheida Daraufhin erließ die Beklagte einen

Widerspruchsbescheid unter dem 400 Februar 49600 Das Sozialge—

richt (SG) hat der Klage auf Aufhebung der Bescheide stattge—
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geben, Das Landessozielgericht (LSG) hat die Bescheide
insoweit aufgehoben, als darin die Beklagte Beiträge von

März bis Mai 1957 gefordert hate Zur Begründung hat es aus—

geführt, der Kläger sei vom 1„ März 1957 an nach 5 2 Nr„l

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) versicherunge—

pflichtig, da keine Versicherungsfreiheit nach den 55 4

und 6 AVG vorliege„ Demgemäß sei er auch noch 5 520 RVG

als Mitglied einer Ersetzkasse verpflichtet, von diesem

Zeitpunkt an Beiträge an die Beklagte zu zehlen„ Die Rück—

überweisung vom 250 Juli l957 stelle einen Verwaltungsekt

der, und zwar dahingehend, daß die B iträge für März bis

Mai 4957 zur AV des Klägers zurückgezehlt würdeno Dieser

Bescheid sei für die Feklegte nach @ 77 des Sozial$erichts—

gesetzes (SGG) bindend geworden und hindere die Beklagte,r'
l*

j

eiträge für diese Zeit zu fordernn Dagegen sei der Kläger

verpflichtet, von Juni 1957 bis August 1959 die Beiträge

zu entrichten„ Denn die Beklagte habe dieses Recht nicht

verwirkta Bei dem überwiegenden öffentlichen Interesse an

der Beitragsentrichtung könne dem Kläger deshalb für die

Zeit ab Juni 1957 der Einwand des Verstoßes gegen Treu und

Glauben nicht zugebilligt werden, insbesondere, da der Ar—

beitgeber des Klägers die Arbeitnehmeranteile stets an ihn

ausbezahlt habe„ Dabei sei nicht beechtlich, daß der Klä—

ger das Geld ausgegeben habeo Zur Zeit der Bescheidertei—

lung und Mahnung im Oktober und November 4959 sei die For—

derung noch nicht verjährt gewesen (% 442 AVG, % 29 Abs„ %
EVO)o Des LSG hat die Revision zugelassen,

Der Kläger hat gegen das Urteil Revision eingelegto

Er trägt vor, die Handlungsweise der Beklagten verstoße

unter Berücksichtigung der Gesamtheit der Umstände gegen
Treu und Glauben„ Denn die Rückzahlung der Arbeitnehmeran—

teile enthalte gleichzeitig die Entscheidung der Bfklegten,

daß Arbeitnehmeranteile zur AV nicht geschuldet werden„ Dies

sei dem Kläger auch mündlich bestätigt wordeno Darüber hinaus

habe die Beklagte auch immer wieder durch die Nichteinzie—

hung dieser Beitragsteile eindeutig zu verstehen gegeben, daß

_/;.._
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sie an dieser Rechtsauffassung festhalte° Der Anspruch der Re—

klagten sei auch deshalb verwirkt, weil bezüglich der Bei—

tragsforderung für Juni 1957 bis August 1959 nicht nur ein

unmaßgeblicher Zeitablauf vorliege, sondern durch die Rückzah—

lung der Beiträge bis Mai 1957 bei dem Kläger der Eindruck

erweckt worden sei, es bestehe auch für die Folgezeit keine

Beitragspflichto

Der Kläger beantragt,
_

das Urteil des LSGNordrhein—Wrstfalen vom 22„ Äpril
1964 insoweit abzuändern, als es der Berufung der Be—

klagten gegen das Urteil des SG Detmold vom 40 April

1965 stattgegeben hat und die Berufung der Beklagten

gegen das Urteil des SG Detmold vom 40 April 1965 in

vollem Umfange zurückzuweiseno

Die B klagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen und das ange—
fochtene Urteil dahingehend abzuändern, daß der Kläger

seine Beitragsanteile zur AV schon vom 10 März 1957

an zu entrichten hato

Sie trägt vor, in der Beitragsrückerstattung dürfte kein Ver—

waltungsakt des Inhalts gesehen werden, daß Versicherungsfrei—

heit zur AV vom 10 Juni 1957 an festgestellt werden sei; die

Bindungswirkung des 5 77 SGG gelte nur für Verwaltungsakte,

nicht aber für sonstige Erklärungen des Versicherungsträgerso

Die beigeladene BfA beantragt im Wege der Anschlußrevision7

die Revision des Klägers zurückzuweisen und unter Abän—

derung des Urteils des LSG Nordrhein—Westfalen vom 150 Ju—

ni 1964 die Klage in vollem Umfange abzuweiseno

Sie trägt vor, es könne dahingestellt bleiben, ob die irrtüm—

liche Rückzahlung der Beiträge einen Verwaltungsakt darstelleo

Auf alle Fälle wäre er für die Beigeladene nicht bindend, weil

sie erst durch die Beiladung im gegenwärtigen Verfahren hiervon

Kenntnis erhalten und deshalb vorher keine Gelegenheit gehabt

habe, ein Rechtsmittel einzulegeno Überdies trete eine Bindungv
des Versicherungsträgers nur bei begünstigenden Verwaltungsak—

ten eino Eine Verneinung der Versicherungspflicht und eine
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Rückzahlung von B\iträgen könne aber nicht als ein begünsti-

gender Verwaltungeakt angesehen werdeno Die Beitragsschuldner

seien vor einer übermäßig langen rückwirkenden Inanspruchnahme

durch die Verjährungsfrist des 5 29 Abs„ 1 RVO geschützte

Der Kläger beantragt,

die Anschlußrevision zurückzuweiseno

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstandeno

II

Die Revision des Klägers ist zulässige Desgleichen ist die

Anschlußrevision der Eeigeladenen zulässig, weil sie den An—

forderungen des 5 202 SGG ioVomn @@556 und 555 der Zivilpro—

ze■ordnung (ZPO) entsprichta

Zwar enthält der Schriftsatz vom 70 Juli 1964 nur den Antrag,
nicht aber die Begründung der Anschlußrevision‚ wie es 5 556

ZPO forderto Es ist aber als genügend anzusehen‚ daß die Be—

gründung noch bis zum thauf der Revisionsbegründungsfrist

des Revisionsklägers eingeht, wie es hier geschehen ist (vgl„

hierzu RG, NJW 1956, s., 815 und Wieczorek ZPO %;556 A.an B l e.,
ebenso Rosenberg7 Lehrbuch des Zivilprozeßrechts @ W4O VI,Q)O

Da hier die Anschlußrevision der Beklagten auch als selbstän—

dige Revision zulässig wäre‚ würde es sogar genügen, wenn die

Begründung für die Anschlußrevision noch innerhalb der für

die BfA als Revisionsklägerin laufenden Frist abgegeben werden

wäre()

Aber nur des Rechtsmittel des Klägers ist begründete

Für die Entscheidung kann zunächst dahinstehen, ob in den wieder—

holten Schreiben der Beklagten ein Verweltungsekt zu erblicken

wäreo Selbst, wenn man darin keinen Verwaltungsekt erblickcn

könnte, so wäre der Widerspruchsbescheid dennoch auf die Klage

hin sachlich nechzuprüfen, weil dieser jedenfalls einen Ver—

waltungsakt darstellt und nicht an so wesentlichen und eindeu—

tig erkennbaren Mängeln leidet, daß er als nicht vorhanden an—
gesehen werden dürfte (vglo Urteil des Senats vom 140 Augus‘

l966 — 5 RK 57/64 — und Urteil des Senats vom 500 November 1965,
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SozR SGG@85 Nr„ 7)o Des weiteren ist es für die Entscheidung
ohne Bedeutung‚ ob in der Rückzahlung der Arbeitnehmeranteile

zur AV des Klägers durch die beklagte Ersatzkasse ein Verwal—

tungsakt des Inhaltes zu erblicken ist, daß nunmehr Versiche—

rungsfreiheit des Klägers für die Zeit von Januar bis Mai 1957

festgestellt werden sollteo Denn auch wenn man einen solchen

Verwaltungsakt annehmen wollte, so wäre er der beigeladenen

BfA gegenüber nicht bindend geworden‚ da diese erst durch die
Beiladung im sozialgerichtlichen Verfahren von der Rückzahlung

Kenntnis erhalten hat (vgl„ Urteil des Senats vom 25„ Mai

1966 » 5 RK 57/62 -)o Der Verwaltungsakt kann daher im sozial—

gerichtlichen Verfahren auf seine Rechtmäßigkeit hin nachge—

prüft werden„

Die Beklagte kannvon dem Kläger keine Beiträge zur Angestell—

tenversicherung fordern, weil die Beiträge zur Angestelltenver—

sicherung nach 5 1?8 Abso 4 AVG von dem Arbeitgeber zu entrich—

ten sind, soweit nicht in 5 148 Abs° 2 AVG hier nicht in Be—
tracht kommende Ausnahmen vorgesehen sind (so bei “mehrfach” und

unständig Beschäftigten)„ Die Vorschrift des @520 nvo‚ wonach
Ersatzkassenmitglieder den Beitrag an die Ersatzkasse zu zah—

len haben und der Arbeitgeberxerpflichtet ist, den Beitragsan—

teil, den er ohne die Mitgliedschaft bei der Ersatzkassc als

Arbeitgeberanteil an die gesetzliche Krankenkasse entrichten

müßte, an das Ersatzkassenmitglied abzuführen hat, betrifft

nur die Beiträge zur Krankenversicherung° Es handelt sich hier—

bei um eine alte Sondervorschrift für die Krankenversicherung,

die auch nicht nach 5 122 AVG (% 1400 RVG) für die Rentenver—

sicherung gilt; sie regelt nur An—, Um—und Abmeldung der Ver—

sicherten der Rentenversicherung, die Fälligkeit und Zahlung

‚der Beiträge, ihren Einzug und die Erhebung von Versäumniszu—

schlägen, ferner die Beitragsberechnung und die Auferlegung

von Säumniszuschlägeno @ 122 AVG (@ 1400 EVO) betrifft also —
abgesehen von der Beitragsberechnung — die verwaltungsmäßige
Regelung der Beitragsentrichtung, nicht aber die Frage, wer

gegenüber der Einzugsstelle zur Beitragszahlung verpflichtet

ist„ Hierfür gelten auch bei Ersatzkassenmitgliedern die allge—

meinen Vorschriften der Rentenversicherung, wonach der Arbeit5e—
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ber den Arbeitgeber— und Arbeitnehmeranteil der Beit äge

an die Einzugsstelle abzuführen hat (5 118 AVG, % 1596
EVO)o Zwar ist nach @ 120 AVG (@ 1598 RVG) der Versicher—

te berechtigt, an Stelle des Arbeitgebers die vollen Bei—

träge (Arbeitgeber— und Arbeitnehmeranteile) zur Renten—
versicherung zu entrichten,und auf Grund dieser Vorschrift

kann ein Ersetzkassenmitglied die vollen Beiträge zur Ren—

tenversicherung an seine Ersatzkesse ebführen und denn von

dem Arbeitgeber die Erstattung des Arbeitnehmeranteils

beanspruchen (vglo Jantz—Zweng, Das neue Recht der Renten—

versicherung der Arbeiter und Angestellten, 1957, 3 1398

Anna" Abs„ 2, 5 1599 Anm„ II RVO}„ Indessen handelt es sich

dabei nur um eine Berechtigung des Versicherten, durch wel—

che die Verpflichtung des Arbeitgebers gegenüber der Ein—

zugsstelle (gesetzliche Krankenkasse oder Ersatzknsse),

die Beiträge zur Rentenversicherung nach %5 118, 121 AVG
(SS 1596, 1599 RVG) zu entrichten — soweit sie nicht schon

von dem Versicherten selbst abgeführt sin}3nicht berührt

wirdo Demgemäß hat auch der Arbeitgeber des Klägers laufend

den Arbeitgeberenteil der Beiträge zur Angestelltenvcrsi—

cherung an die beklagte Ersatzkasse abgeführto Diese kann

nunmehr nicht den Arbeitnehmerenteil der Beiträge zur
Rentenversicherung von dem Versicherten selbst forderno

Die beklagte Krankenkasse müßte sich daher wegen der

streitigen Beiträge an den Arbeitgeber des Klägers hal—

ten, soweit der Anspruch nicht verjährt iSto

Auf die Revision des Klägers war daher das Urteil des LSG

aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das sozial—
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gerichtliche Urteil zurückzuweisena Die Anschlußrevision der
Beigeladenen mußte aus den gleichen Gründen zurückgewiesen

werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf € 493 SGG„
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